
ie verheerenden Brände in Russland
haben nicht nur im Land selbst, son-
dern auch weltweit ihre Spuren hin-
terlassen. Die Brände vernichteten

u. a. beträchtliche Mengen derWeizenernte.
Die Politik verhängte daraufhin ein Export-
verbot, um dieVersorgung im eigenen Land
zu gewährleisten. Da auch in anderen Län-
dern Europas die Weizenernte aufgrund der

Wetterkapriolen nicht besonders gut ist, zie-
hen die Preise für Weizen wieder an. Aber
auch die Preise für afrikanische Kakaoboh-
nen stiegen exorbitant. Hierfürwar vielmehr
ein Londoner Hedgefond verantwortlich,
der sieben Prozent der weltweiten Kakao-
bohnen aufkaufte. Bereits bei den exorbitan-
ten und ungewöhnlichen Preissteigerungen
bei Lebensmitteln 2007 und 2008 wurden

von internationalen Organisationen wie der
FAO, OECD und Weltbank Missernten,
Spekulationen auf agrarische Rohstoffe und
der vermehrte Verbrauch von Getreide usw.
zu Erzeugung von Agrartreibstoffen als Ur-
sachen angeführt. Auch die Europäische
Kommission kommt in ihren Analysen zu
ähnlichen Schlüssen.
Nebst durch Spekulationen und Agrar-

kraftstoffe verursachte Preissteigerungen,
Klimawandel und den daraus resultierenden
verheerenden Folgen kämpfen die Länder
des Südens aber auch noch immer mit den
Auswirkungen der EU-Agrarpolitik in ihren
Ländern. Die Europäische Union ist welt-
weit einer der größten Exporteure von
Agrarprodukten. Daher wirkt sich die Poli-
tik im Agrarbereich nicht nur auf Europa,
sondern auch global aus.

EU-EXPORTSUBVENTIONEN
Die Agrar- und Handelspolitik der Eu-

ropäischenUnion hatte in derVergangenheit
oft verheerende Folgen für die Länder des
Südens, wie die Beispiele von Schweine-,
Hühnerfleisch- sowie Milchprodukt-Expor-
ten zeigten. Die Länder des Südens wurden
oftmals gezwungen, ihre Einfuhrzölle zu
senken und gleichzeitig ihre eigenenMärkte
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*DI Iris Strutzmann hat
Landwirtschaft studiert und ist
Mitarbeiterin in der Abteilung
Umwelt & Verkehr in der AK
Wien.
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ZUSAMMEN FA S S UNG :

Durch die zunehmende Weltbevölke-
rung, weltweite Landnutzungskonflikte
und ökologische Belastungen wird auch
Agrarboden immer mehr zu einem knap-
pen Gut und rückt somit immer stärker
ins Blickfeld ökonomischer Interessen.
Investoren sichern sich Land in Afrika
und Asien. Über Agrarförderungen wird
die europäische Landwirtschaft ge-
schützt – Profiteure sind vor allem Groß-
grundbesitzer und Konzerne. Die klein-
bäuerliche Landwirtschaft gerät immer
mehr unter die Räder. Zeit für eine Ver-
änderung.

ERNTE – UNGERECHT VERTEILT

� Herbstzeit, Erntezeit, Zeit der Fülle in der Landwirtschaft? Vor allem für Spekulanten und Großgrundbesitzer. Spe-

kulation treibt die Preise wieder einmal in die Höhe. Wetterkapriolen senken die Ernten und lassen die Preise zusätzlich

steigen. Weltweit wird zunehmendmehr Land zur Erzeugung von Agrartreibstoffen verwendet, Land zur Nahrungsmit-

telproduktion verknappt. Der Klimawandel tut sein Übriges. Die EU-Agrar- und Handelspolitik agiert wie eh und je – im

Notfall werden Exportsubventionen wieder aktiviert. Die hohen Förderungen für Konzerne und Großgrundbesitzer sind

Dank der EU-Agrarpolitik gesichert – zumindest bis 2013. Und dann? VON IRIS STRUTZMANN*

SCHWERPUNKT GLOBALE ERNTE

Weltweit ...
... hungern 950Millionen Menschen und mehr als
1,2 Milliarden Menschen haben keinen Zugang zu
sicheremWasser – sie sind damit in ihrem tägli-
chen Überleben bedroht! www.fao.org

Weltbank
Nach Angaben der Weltbank wurden bis-
her weltweit 45 Millionen Hektar Land von
ausländischen Investoren aufgekauft.
http://siteresources.worldbank.org/INTAR
D/Resources/ESW_Sept7_final_final.pdf

weiter auf Seite 16 �
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I
m Jahr 2009 wurden an den Landwirtschaftssek-
tor in Österreich 2,3 Milliarden Euro Förderungen
ausbezahlt. Seitens der Landwirtschaftslobbywird

gerne argumentiert, dass die Agrarförderungen ja vor
allem auch den kleinen – insbesondere den Bergbau-
ernbetrieben zu gute kommen – außerdem der Um-
welt und dem ländlichen Raum insgesamt.
In Österreich löste nun das Buch „Schwarzbuch Land-
wirtschaft“ die Diskussion um die Verteilung von
Agrarfördergeldern neu aus. Der Autor Hans Weiss
zeigt auf, dass die großen Teile der Subventionen
Konzerne, Großgrundbesitzer und Kammerfunk-
tionäre erhalten. Diese Agrarförderungen halten sich
deshalb so gut, weil hochrangige Landwirtschaftslob-
byisten Nutznießer des derzeitigen Systems sind und
ihre Privilegien in Verhandlung mit der EU auch wei-
terhin behalten wollen: Bestehende Privilegien sollen
nicht angetastet werden.
Insgesamt ist das derzeitige Fördersystem unge-
recht. Industrie- und Gutsbetriebe werden am meis-
ten gefördert. Auch 2009 führte der Fruchtsafther-
steller Rauch die Liste der höchsten Förderempfän-
ger an, wie auf der Transparenzdatenbank nachzule-
sen ist: www.transparenzdatenbank.at. Rauch erhält
finanzielle Unterstützung zum Ausgleich dafür, dass
er teuren europäischen Zucker zur Produktion von
Fruchtsaft verwendet.
Das aktuelle System fördert besonders die großen
Betriebe und benachteiligt die kleinen: Im Durch-
schnitt erhalten zwei Prozent der Betriebe 75.741
Euro im Jahr, das sind zehn Prozent der gesamten
Fördermittel. 37 Prozent der Betriebe bekommen im
Durchschnitt 2.112 Euro im Jahr.
Und die Umwelt? Jährlich werden rund 540 Millionen
Euro für Umweltförderungen in der Landwirtschaft

aufgewendet. Trotzdem kämpft das Grundwasser in
den intensiv landwirtschaftlich genutzten Ackerge-
bieten mit gravierenden Nitrat- und Pestizidproble-
men. Evaluierungen, die gezielt die jeweilige Umwelt-
fördermaßnahme für künftige Verbesserungen be-
werten, gibt es nicht. Dadurch können Maßnahmen
auch nicht verbessert werden – das Gießkannenprin-
zip bleibt bis zu einem gewissen Grade aufrecht. Po-
sitiv ist, dass mittlerweile 18,5 Prozent der Agrar-
flächen biologisch bewirtschaftet werden – ein Erfolg
der intensiven Förderungen.

AGRAR F Ö RD E RUNG EN

UNGERECHT UND WENIG ÖKOLOGISCH
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Agrarförderung 2009 in Millionen Euro

Industriebetriebe

Rauch Fruchtsaft GmbH 7,2

Vereinigung der Rübenbauern 3,4

Agrana Zucker GmbH 3,4

Genuss Regionen Marketing 3,2

Obst Partner Steiermark GmbH 2,4

Ländliches Fortbildungsinstitut
Steiermark

2,0

Gutsbetriebe

Stiftung Fürst Liechtenstein 1,5

Gut Hardegg 1,0

Stift Heiligenkreuz 0,6

Metternich-Sandor 0,6

Ratzenböck Karl, Apetlon 0,5



Importen aus diesen Ländern mit ihren
höchst zweifelhaften Arbeitsbedingungen
nicht ähnlich hohe Standards der Lebens-
mittelsicherheit, des Tierschutzes und des
Umweltschutzes einzuhalten sindwie sie für
die EU-Landwirte gelten“. So sind denn
auch in bilateralenVerhandlungen vor allem
landwirtschaftliche Erzeugnisse immer wie-
der Produkte des sensiblenBereiches. Es gilt
schließlich die europäische Landwirtschaft
zu schützen und zu erhalten.

EU-AGRARPOLITIK AM PRÜFSTAND
Kritik an der EU-Agrarpolitik gibt es

nicht nur von Seiten der Entwicklungspoli-
tik. Die OECD kritisiert seit Jahren die
Landwirtschaftsförderungen der EU,
USA und anderer Industrieländer. Zum
einen sind diese Förderungen insbesondere
gegenüber den Ländern des Südens ein
erheblicherWettbewerbsvorteil. Zum ande-
ren werden damit aber auch die Weltmarkt-
preise künstlich niedrig gehalten, da die
Produkte billiger angeboten werden – Bau-
ern und Bäuerinnen werden über Subven-
tionen entschädigt.
Jährlich fließen rund 55 Milliarden Euro

in denAgrarsektor – fast die Hälfte des EU-
Budgets. Insbesondere in Anbetracht der
schwierigsten Finanz- und Wirtschaftskrise
seit den 1930er Jahren und den damit ein-
hergehenden Budgetkonsolidierungen ste-
hen auch die hohen Agrarausgaben zur

Diskussion. Die Bevölke-
rung erwartet, dass nach
2013 viel weniger Geld für
diesen Sektor aufgewendet
wird, – und wenn, dann für
Umweltleistungen und andere
„public goods“. Derzeit werden
rund 75 Prozent aller Fördermit-
tel als Produktionsförderung in
Form vonDirektzahlungen ausbe-
zahlt. Diese Direktzahlungen
könnten auch als „Mindesteinkom-
men der etwas anderen Art“ be-
zeichnet werden. Je größer der Be-
sitzstand, umso höher die Förderun-
gen: Deshalb beziehen ein Fünftel der

EmpfängerInnen vier Fünftel aller Direkt-
zahlungen – zwölf Prozent der Bauern und
Bäuerinnen unter 5.000 Euro im Jahr.
Aber geht es der europäischen Landwirt-

schaft trotz der jahrelangen Förderung ei-
gentlich gut? Trotz immenser Förderungen
ist die Zahl der wirtschaftenden Bauern und
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für EU-Importe zu öffnen. Dadurch konnten
diese Produktionen nicht mit den gestützten
Produkten Europas konkurrieren.
So wurden beispielsweise von Jänner bis

November 2009 die von der Europäischen
Union bereits 2007 aufgehobenen Export-
subvention fürMilchprodukte wieder einge-
führt. Vorangegangen war dieser eine ein-
jährige Diskussion der europäischen Agrar-
vertreter mit der Europäischen Kommissi-
on. Das Sinken der Milchpreise erregte die
Bauern und derenVertreter und sie forderten
dieWiedereinführung vonExportsubventio-
nen. Damit wurde die in Europa teuer pro-
duzierteMilchwiedermit Subventionen bil-
lig aufMärkten außerhalb der EU verkauft –
insbesondere in Afrika und Bangladesch.
Bezahlt wird dies aus europäischen Steuer-
geldern, Profiteure waren vor allem die eu-
ropäischen Molkereien. Die in den afrikani-

schen Staaten oder Bangladesch produzierte
Milch konnte nicht mehr amMarkt verkauft
werden – ist sie doch teurer, als die mit EU-
Fördergeldern gestützte Milch.
Gleichzeitig gab es einen großen Auf-

schrei der Landwirtschaftsminister, nach-
dem die EU die bilateralen Verhandlungen
mit demgemeinsamenMarkt in Südamerika
(Mercosur-Länder) im Frühjahr 2010 wie-
der aufgenommen hatte, die 2004 auf Eis ge-
legt wurden. Groß ist die Sorge von den
Agrarvertretern, dass z. B. billigeres Rind-
fleisch, Schweinfleisch, Geflügel, Getreide
oder Zucker die europäischen Märkte er-
obern könnten. In einem offenen Brief an
die EU-Kommission warnte der irische Prä-
sident des europäischen Bauernverbandes
Copa, Padraig Walshe, eindringlich vor ei-
ner Öffnung der Agrarmärkte für die Süd-
amerikaner. Er kritisiert u. a. auch, dass „bei

DIE AGRAR- UND HANDELSPOLITIK DER
EU WIRKTE SICH IN DER VERGANGENHEIT
OFT VERHEEREND FÜR DIE LÄNDER DES
SÜDENS AUS.

EU-Agrarförderungen
Die Europäische Kommission veröffentlicht
alljährlich einen Bericht zur Verteilung der
Direktzahlungen:
http://ec.europa.eu/agriculture/funding/dir
ectaid/distribution_en.htm

www.wirtschaftundumwelt.at
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Artenarmut
Die Landwirtschaftsorganisation FAO der UNO
schätzt, dass seit Anfang des 20. Jahrhun-
derts weltweit 75 Prozent der landwirtschaftli-
chen Artenvielfalt verloren gegangen ist.
www.fao.org

Förder-Transparenz
Die EU-geförderten Agrarförderungen müssen
jährlich veröffentlicht werden. In Österreich zu
finden unter: www.transparenzdatenbank.at
und europaweit zu finden unter:
www.farmsubsidy.org
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Unter „land grabbing“ wird der
großflächige Kauf oder die Pacht von
Agrarflächendurch staatlicheAkteure
und private Investoren, sowohl aus In-
dustrie- als auch aus Schwellenlän-
dern, durch ausländische Direktin-
vestitionen verstanden. Neben Asien
sind insbesondere auch afrikanische
Länder von großflächigen Landver-
käufen und Landverpachtungen be-
troffen: Angola, Äthiopien, Kenia, De-
mokratischeRepublik Kongo, Republik
Kongo, Madagaskar, Mali, Mozambi-
que, Sambia, (Süd-)Sudan und Tansa-
nia. Diese Länder sind überwiegend
Nahrungsmittelimporteure, die ländli-
che Armut und Nahrungsunsicherheit
ist hoch. Das englische Unternehmen
Sun Biofuels hat Land in Äthiopien

(80.000 Hektar), Tan-
sania (8.000 Hektar)
und Mozambique
(5.000 Hektar) er-
worben, um Jatro-
pha (ölhaltige,
strauchartige Wild-
pflanze) zur Erzeu-
gung von Agro-
treibstoff anzu-
bauen; die CAMS
Gruppe mit Sitz in England
hat 45.000 Hektar in Tansania ange-
kauft, um den Agrokraftstoff Ethanol
aus Süßsorghum (Hirsesorte) zu ge-
winnen.

QUELLE: STUDIE VON FRIENDS OF THE EARTH EUROPE: AFRIKA:

FÜR JEDERMANN ZU HABEN. AUSMAß UND AUSWIRKUNGEN VON

LANDNAHME FÜR AGROTREIBSTOFFE, BRÜSSEL 2010.

WWW.FOEEUROPE.ORG

H I N T E RGRUND

LAND GRABBING – LANDNAHME



Bäuerinnen in den letzten 25 Jahren um die
Hälfte zurückgegangen. Die Beschäftigung
im Landwirtschaftssektor ist EU-weit zwi-
schen 2000 und 2009 um 25 Prozent (3,7
Millionen Vollzeitäquivalente) gefallen.
Zugleich arbeiten in Europa geschätzte vier
Millionen SaisonarbeiterInnen unter
prekären, oft menschenunwürdigen Bedin-
gungen. Trotz rückläufigem Trend bei der
Verunreinigung von Nitrat im Grundwasser
sind noch immer 50 Prozent des gesamten
Stickstoffeintrages von der Landwirtschaft
verursacht; auch Pestizide im Grundwasser
sind noch immer nachzuweisen. Beim Ver-
lust derArtenvielfalt gibt es kaumVerbesse-
rungen: insbesondere durch die Erzeugung
von Agrartreibstoffen gerät diese zukünftig
noch stärker unter Druck. Und auch der Kli-
mawandel, der die Landwirtschaft erheb-
lich beeinflusst, wird von der Intensivland-
wirtschaft beträchtlich mit verursacht. Posi-
tiv ist der Anstieg der biologischen Land-
wirtschaft, insbesondere in Österreich.
Gleichzeitig klagen aber die Bauern und
Bäuerinnen über viel zu geringe Produkt-
preise, zu viel Bürokratie und zu wenig Ein-
kommen. Es ist also höchste Zeit für eine ra-

dikale Reform. Dafür gibt es jetzt ein gutes
Zeitfenster. Denn ab 2014 gibt es ein neues
EU-Budget das bis 2020 gelten soll. Auch
die EU-Agrarpolitik kann radikal geändert
werden, wenn der politische Wille groß ge-
nug ist. Aber nicht nur Agrarsubventionen
belasten die Menschen in den Ländern des
Südens und ihre Ernten, sondern auch eine
neue Form der Landnahme.

NEUE KOLONIALISIERUNG
Durch die zunehmende Weltbevölke-

rung, weltweite Landnutzungskonflikte und
ökologische Belastungen wird auch land-
wirtschaftlicher Boden immer mehr zu ei-
nem knappen Gut und rückt somit immer
stärker ins Blickfeld ökonomischer Interes-
sen. Bekannt wurden die Landverkäufe
durch das Beispiel in Madagaskar im Jahr
2008. Der südkoreanische Konzern Daewoo
Logistics sicherte sich für 99 Jahre 1,3 Mil-
lionen Hektar – also die Hälfte des fruchtba-
ren Bodens in Madagaskar! Nach Protesten
der Bevölkerung wurde dieser Vertrag wie-
der aufgelöst. Mittlerweile beteiligen sich
auch europäische Firmen rege an dieser
Form des Kolonialismus, genannt „land

grabbing“. Es werden Flächen zur Erzeu-
gung vonAgrarkraftstoffen benötigt: zur Er-
füllung der EU-Ziele und natürlich, um Ge-
schäfte zu machen.
Eine Studie der Weltbank spricht von

weltweit 45 Millionen Hektar Land, die von
ausländischen Investoren aufgekauft wur-
den – 70 Prozent davon in Afrika. Interes-
senten dieser Landkäufe sind einerseits In-
vestoren aus Industrieländern, die Agrar-
flächen für den Anbau von Energiepflanzen
erwerben und andererseits asiatische Staaten
wie China sowie arabische Länder, die Land
zum Anbau von Nahrungsmitteln zur
Versorgung der wachsenden Bevölkerung
brauchen.Aber auchdieSicherungvonWas-
sernutzungsrechten ist ein Grund für diese
Landkäufe.Anleger und Spekulanten zeigen
zunehmend Interesse, da sich Boden auch
alsAnlage- und Spekulationsobjekt sehr gut
eignet.
Insgesamt also keine beruhigenden Aus-

sichten für die Welternährung, zumal sich
die zunehmende Nutzung von Feldfrüchten
zur Agrartreibstoffproduktion als einer der
Gründe des Preisanstiegs für Nahrungsmit-
tel erwiesen hat. �
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Trotz global
reicher Ernte:
Landnahme, Armut
und Not.

Grüner Bericht
Zahlen und Fakten zur österreichischen Landwirtschaft (Förde-
rungen, Verteilung von Agrargeldern, Wirtschaftsleistung, etc.)
werden jährlich im Herbst im Grünen Bericht veröffentlicht.
www.gruenerbericht.at

Preissteigerungen
Im „Agricultural Outlook 2010“ von OECD und FAO werden
Preissteigerungen bei Weizen, Grobgetreide, Ölsaaten
und Zucker von 15 bis 45 Prozent in den nächsten Jahren
prognostiziert. www.oecd.org
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